Preuſiſche Gefehfammlung 


Jahrgang 1923. Nr. 32. 


(Kr. 12512.) Bekanntmachung des Wortlauts des Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz — 
VDG. —), vom 17. Dezember 1920. Vom 1. April 1923. f 

Dees von der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung beſchloſſene Geſetz, betreffend das Dienſt⸗ 

einkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommens⸗ 

geſetz — VDG. —), vom 17. Dezember 1920 wird auf Grund der durch Artikel IX des Geſetzes vom 

9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416) erteilten Ermächtigung in der am 1. April 1923 gültigen Faſſung 

hiermit bekanntgegeben. 

Berlin, den 1. April 1923. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Boelitz. 


Geſetz, 
betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 


lichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz — VG. an 
i Vom 17. Dezember 1920/1. April 1923. N 


5 J. Dienſteinkommen. 
A. Endgültig angeftellte Lehrer und Lehrerinnen. 
8. 
Grundgehalt. 
) Es erhalten als Grundgehalt: f 
Gruppe 1. 

17 300 — 18 100 — 18800 — 19 500 — 20 200 — 20 900 — 21 600 — 22300 — 23 000 Mark monatlich 
die endgültig angeſtellten Lehrer einſchließlich der endgültig angeſtellten techniſchen Lehrer. 


Gruppe 2. 
19600 — 20 500 — 21400 — 22 300 — 23200 — 24100 — 25 000 — 25900 Mark monatlich 
die lebenslänglich angeſtellten Leiter von Schulen mit drei oder mehr Lehrkräften und weniger als 
ſeechs aufſteigenden Klaſſen, 
die an mit einer Volksſchule verbundenen gehobenen Klaſſen (Klafjen mit erweitertem Lehrziel) an⸗ 
geſtellten vollbeſchäftigten Lehrer, 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12512.) 
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Ausgegeben zu Berlin den 7. Juni 1923. 
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die Lehrer, die an beſonderen Veranſtaltungen der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht 
normal veranlagte Kinder vollbeſchäftigt find, 
die Lehrer, denen nach ihrem Dienſtalter oder nach ihrer Amtsſtellung eine planmäßige Aufrückungs⸗ 
ſtelle verliehen wird. 5 „ er 41153 
F b e = ae Be ae 
21500 — 22600 — 23700 — 24800 — 25900 — 27000 — 28100 — 29100 Mark monatlich 
die lebenslänglich angeftellten Leiter und Konrektoren von Schulen mit ſechs oder mehr aufſteigenden 
Klaſſen und die lebenslänglich angeſtellten Leiter der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig 
nicht normal veranlagte Kinder mit vier oder mehr aufſteigenden Klaſſen ;; 
die in den Abſchnitten 1, 2 und 3 der Gruppe 2 genannten Lehrer, die eine planmäßige Auf⸗ 
rückungsſtelle in Gruppe 3 erhalten. RS 


körpers beſetzt. 


4 yon 


Den erſten Lehrern an Schulen, für die ein Leiter (Leiterin) nicht beſtellt iſt, und den allein⸗ 


tnunterbrochenen Dienſtzeit in der Stellung eines erſten oder alleinſtehenden Lehrers. Bei Ver⸗ 
ſetzung auf eine andere Stelle, die nicht zu den in den Abſchnitten 1, 2 und 3 der Gruppe 2 
gedachten Stellen gehört, tritt der Lehrer in die Gruppe 1 ſo lange zurück, bis ihm nach ſeinem 


„) Die Geſamtzahl der Aufrückungs⸗ und Beförderungsſtellen in den Gruppen 2 und 3 iſt 
alljährlich im Staatshaushaltsplane feſtzuſetzen mit der Maßgabe, daß die Geſamtzahl der Lehr⸗ 
perſonen, die die Bezüge der Gruppen 2 und 3 erhalten, der Geſamtzahl der planmäßigen, der 
Regel nach mit endgültig angeſtellten Lehrern beſetzten Stellen der Gruppe 1 entſpricht. 

(3) Ob ein Lehrer (Lehrerin) als lebenslänglich angeftellter Schulleiter (Schulleiterin) ſowie ob 
eine Schule als Schule mit ſechs oder mehr auffteigenden Klaſſen anzuſehen iſt, entſcheidet end⸗ 
gültig die Schulaufſichtsbehörde. Bei den gemäß dem Geſetze vom 26. Mai 1887 (Geſetzſamml. 
S. 175) zu ſtellenden Anforderungen darf von den Beſchlußbehörden die Notwendigkeit der Be⸗ 
ſtellung eines Schulleiters (Schulleiterin) nicht mit Rückſicht auf das Bedürfnis der Schule oder 
die Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten verneint werden. 5 2 
0) Die endgültig angeftellten Lehrerinnen (Leiterinnen, Konrektorinnen) einſchließlich der end- 
gültig angeſtellten techniſchen Lehrerinnen erhalten, ſolange nicht allgemein für Lehrer und Lehrerinnen 
das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze um 10 vom Hundert gekürzt. Auf die 
Berechnung des Ortszuſchlags iſt die Kürzung des Grundgehalts ohne Einfluß. 

: 6) Unter dieſe Vorſchriften fallen nicht Lehrer (Lehrerinnen), deren Zeit und Kräfte durch 
die ihnen übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen ſind ;ob die Beſchäftigung 
nur nebenbei ſtattfindet, entſcheidet lediglich die Schulaufſichtsbehörde. = | 
(e) Als Volksſchullehrer (Lehrerinnen) im gegenwärtigen Staatsgebiete gelten auch die im 
preußiſchen Dienſte in abgetretenen Landesteilen im Amte geweſenen und nach der Abtretung im 
preußiſchen Dienſte verbliebenen Lehrer und Lehrerinnen für die Zeit vor der Abtretung. 


. 
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9.2. 
Dienſtaltersſtufen. 
(.) Das Grundgehalt der endgültig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) ſteigt nach Dienftalters- 
ſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt bis zur Erreichung des Höchſtgehalts. Die höheren Grund— 
gehaltsſätze werden jeweils vom Erſten des Kalendermonats an gezahlt, in den der Eintritt in die 
neue Dienſtaltersſtufe fällt. 
: (2) Auf das a im Grundgehalte haben die endgültig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) 
einen Rechtsanfprüch Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Diſziplinarverfahren oder wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt 
das Verfahren zum Verluſte des Amtes, ſo ſindet eine Nachzahlung des zurückgehaltenen Mehrgehalts 
nicht ſtatt. 
9 
Beſoldungsdienſtalter. 
(1) Das Befofbungsbientalter der e i angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) beginnt mit dem 
Tage der endgültigen Anſtellung im öffentlichen Volksſchuldienſte, die nicht vor Zurücklegung einer 
anrechnungsfähigen Dienſtzeit von ſieben Jahren erfolgen darf. Von dieſem Zeitpunkt an ſind die 
Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangsgrundgehalt und für das Auffteigen in die höheren 
Gehaltsſtufen zu rechnen. Bei den bisher endgültig angeſtellten Lehrern (Lehrerinnen) rechnet das 
Beſoldungsdienſtalter von dem Erſten des Monats ab, in dem ſie eine anrechnungsfähige Dienſt— 
zeit von ſieben Jahren vollendet haben. Bis zu dieſem Zeitpunkte beziehen ſie die Grundvergütung 
der einſtweilig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen). 
(2) Auf welchen Tag bei Lehrern (Lehrerinnen), die die Prüfungen für das höhere Schulamt 

oder das Pfarramt beſtanden haben, das Beſoldungsdienſtalter feſtzuſetzen iſt, beſtimmt der Unter- 
richtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 


SA, 
Einrücken in eine neue Beſoldungsgruppe. 

(1) Der Lehrer (Lehrerin) erhält beim Aufrücken aus einer Beſoldungsgruppe in eine andere 
in der neuen Beſoldungsgruppe ſtets den gegenüber dem bisherigen Grundgehaltsſatze nächſthöheren 
Satz und behält dieſen die volle Zeit, die für das Weiteraufſteigen in die folgende Stufe vorge 
ſchrieben iſt. Wäre er (fie) jedoch in der früheren Beſoldungsgruppe bereits vor Ablauf dieſer 
Zeit in die nächſthöhere Stufe aufgeſtiegen und damit zu einem Grundgehaltsſatze gelangt, der 
über den ihm (ihr) in der neuen Beſoldungsgruppe gewährten hinausgeht oder ihm gleichkommt, 
ſo ſteigt er (ſie) auch in der neuen Beſoldungsgruppe zu derſelben Zeit in die folgende Stufe. 
Das Beſoldungsdienſtalter; darf bei einem Übertritt in die nächſthöhere Bess annupye nicht um 
mehr als vier Jahre verkürzt werden. 

(2) Beim Übertritt aus einer Stelle der Beſoldungsgruppe 1 in eine ſolche der Vefaldunge 
gruppe 3 iſt das Beſoldungsdienſtalter fo feſtzulegen, wie wenn der Lehrer (Lehrerin) zunächſt in 
die Beſoldungsgruppe 2 eingetreten wäre. 

(3) Tritt ein Lehrer (Lehrerin) in eine niedrigere Beſoldungsgruppe über, ſo ſetzt der Unter- 
richtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter das neue Beſoldungsdienſtalter feſt. 
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( Iſt ein Lehrer (Lehrerin) aus dem Reichsdienſt oder dem preußiſchen Staatsdienſt oder 
aus einem anderen öffentlichen Schuldienſt in den Volksſchuldienſt übergetreten, fo wird er (ie) 
zunächſt in die Gruppe 1 des Volksſchuldienſtes mit der nach den §8 3, 5, 6,7 und 18 an— 
rechnungsfähigen Dienſtzeit eingereiht. Ergeben ſich bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
im einzelnen Falle unverſchuldete Härten, ſo ſetzt der Anterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem 
Finanzminiſter das Beſoldungsdienſtalter feſt. Es kann nur für die Beſoldungsgruppe feſtgeſetzt 
werden, zu der die Stelle gehört, in der der Lehrer (Lehrerin) endgültig angeftellt wird. 


§ 5. 
Anrechnung von Dienſtzeit im öffentlichen Schuldienſte ſowie von Militär- und Marinedienſt auf 
das Beſoldungsdienſtalter. 

() Bei der Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit, die ein Lehrer (Lehrerin) 
im öffentlichen Schuldienſte von dem Eintritt in dieſen, früheſtens aber von dem Beginne des 
21. Lebensjahrs ab, bis zur endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller Beſchäftigung verbracht hat, die 
über ſieben Jahre hinausgehende Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit die 
endgültige Anſtellung durch den Mangel an offenen Stellen oder durch ſonſtige von dem Zutun 
des Lehrers (Lehrerin) unabhängige Gründe verzögert worden iſt. Iſt die endgültige Anſtellung 
wegen unzureichender Befähigung oder aus anderen in der Perſon des Lehrers (Lehrerin) liegenden 
Gründen ausgeſetzt worden oder wird eine Verzögerung von dem Lehrer (Lehrerin) ſelbſt, ins— 
beſondere durch die Ablehnung einer angebotenen Stelle, herbeigeführt, ſo bleibt die Zeit dieſer 
Verzögerung von der Anrechnung ausgeſchloſſen. 

e) Der Unterrichtsminiſter kann die Beſchäftigung der Schulamtsbewerber (bewerberinnen) 
von der vorherigen Eintragung in eine Auwärterliſte abhängig machen und die Zahl der in die 
Liſte aufzunehmenden Anwärter (Anwärterinnen) beſchränken. Die Beſtimmung findet jedoch auf 
diejenigen Bewerber (Bewerberinnen), die am 15. September 1920 in den ſtaatlichen Lehrer⸗ 
(Lehrerinnen-) Bildungsanſtalten ſich befanden, keine Anwendung. Die Grundſätze, nach denen 
auf Grund der Anwärterliſte die Beſchäftigung erfolgt, find dem Landtage zur Kenntnisnahme 
vorzulegen. a > 

(3) Unterbrechungen des öffentlichen Schuldienftes werden nicht angerechnet. Ausgeſchloſſen 
bleibt auch die Anrechnung der Dienſtzeit, während der die Kräfte eines Lehrers (Lehrerin) durch 
die ihm (ihr) übertragenen Geſchäfte nach der Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde nur nebenbei 
in Anſpruch genommen geweſen find ($ 1 Abſ. 5). => 

(% Privatſchuldienſtzeit gilt unter den Vorausſetzungen und Bedingungen, unter denen fie 
ſonſt auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, als öffentlicher Schuldienſt. 

(5) Bei der Feſtſtellung der Dienſtzeit gilt die Zeit des Militär- und Marinedienſtes, ſoweit 
ſie nach den jeweils geltenden Beſtimmungen auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen ſein würde, 
als öffentlicher Schuldienſt. 1 17501 1421255 
J { aan . 2 ik 8.6. j 
Anrechnung von Dienftzeiten. SE SHE 

i) Über die Anrechnung der Dienſtzeit an preußiſchen Privatſchulen, in denen der allge— 
meinen Schulpflicht unterliegende Kinder in den Lehrgegenſtänden der öffentlichen Volksſchule unter- 
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richtet werden, beſchließt die Schulaufſichtsbehörde. Wieweit in einzelnen Fällen die an deutſchen 
Auslandsſchulen oder ſonſt im außerpreußiſchen öffentlichen oder privaten Schuldienſte zugebrachte 
oder als Auslandsſchuldienſt im Einzelfalle anerkannte Zeit auf die Dienſtzeit im öffentlichen 
preußiſchen Schuldienſt angerechnet werden kann, wird von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter beſtimmt. Ausgeſchloſſen von der Anrechnung bleibt die Zeit, die vor 
den Beginn des 21. Lebensjahrs oder vor die erlangte Befähigung zur Anſtellung im öffentlichen 
Volksſchuldienſte fällt; doch ſollen die früher als Schulvikar beſchäftigten Lehrer, welchen nach 
Regierungsverfügung vom 29. Juli 1892 diejenige Zeit vor der erſten Prüfung angerechnet 
worden iſt, welche auf das vollendete 20. Sn der e e folgte, 5 ge⸗ 
u werden. N 


) Im Falle der Anrechnung privaten Schuldienſtes hat der Lehrer für jedes Jahr eine 
Eitſhlan von 80.000 Mark, die Lehrerin für jedes Jahr eine ſolche von 72 000 Mark an die 
Landesſchulkaſſe zu leiſten. Lehrern (Lehrerinnen), die aus nicht in ihrer Perſon liegenden Gründen 
(Stellenmangel) Beſchäftigung an einer Privatſchule genommen haben, kann die Einzahlung ermäßigt 
werden. Ein Verzicht auf dieſe Einzahlungen iſt unzuläſſig. Wird die Nachzahlung nicht ſofort 
in ganzer Summe, ſondern allmählich geleiftet, jo kann immer nur der Teil der Privatſchuldienſt— 
zeit angerechnet werden, der durch den bis dahin gezahlten Betrag gedeckt iſt. 


(3) Die hiernach anzurechnende Zeit im außerpreußiſchen öffentlichen oder privaten Schul. 
dienfte darf in der Regel acht Jahre nicht überſteigen. Für die im Auslandsſchuldienſte zugebrachte 
Zeit gilt dieſe Beſchränkung nicht. a x 


(4) Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von e e e 
wird hierdurch nicht berührt. Soweit noch in der Zeit vom 1. Januar bis zum 15. Februar 1923 
Einzahlungen nach den vom 16. November 1922 ab geltenden Sätzen geleiſtet 5055 oder werden, 
findet die Anrechnung der Privatſchuldienſtzett nach den bisherigen Beſtimmungen ſtatt. 


(5) Als öffentlicher Schuldienſt iſt auch die Zeit zu rechnen, während der: 
1. ein Lehrer (Lehrerin) an einer Anſtalt tätig geweſen iſt, die vertragsmäßig die Vorbereitung 
von Zöglingen für die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten übernommen hatj 
2. ein Lehrer (Lehrerin) als Erzieher (Erzieherin) an einer öffentlichen Taubſtummen-, B linden: 
Idioten,, Waifen-, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt oder an gleichartigen privaten An. 
ſtalten in voller Beſchäftigung ſich befunden hat, welche nach Anerkennung durch die Schul— 
aufſichtsbehörde ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken dienen und für ihre Unterhaltung auf 
die öffentliche Wohltätigkeit oder auf öffentliche Mittel überwiegend angewieſen find; 
3. ein Lehrer (Lehrerin) an einer privaten Volksſchule tätig war, die vom Staate als den 
öffentlichen Volksſchulen gleichberechtigt anerkannt iſt; 
4. ein Lehrer (Lehrerin) an einer von einer Synagogengemeinde erhalte jüdiſchen 
Religionsſchule beſchäftigt geweſen if; 
5. ein Lehrer (Lehrerin) in Jugendfürſorge und Jugendpflege hauptamtlich gegen Entgelt voll- 
beſchäftigt geweſen ift; 
6, ein Lehrer (Lehrerin) an einer öffentlichen nr an einer einer N e 
privaten Volkshochſchule vollbeſchäftigt war. 
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(6) Iſt ein Lehrer (Lehrerin), ſei es als Lehrer (Lehrerin), ſei es als Erzieher (Erzieherin), 
an einer nicht unter die Nummer 2 im Abſ. 5 fallenden privaten Taubſtummen , Blinden-, Idioten, 
Waifen, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt vollbeſchäftigt geweſen, ſo ſteht dieſe Beſchäftigung der 
an einer Privatſchule gleich. i 

8.7. 
Feſtſetzung des Befoldungsdienftalters bei Unterbrechung der endgültigen Anſtellung. 

(1) JE ein Lehrer (Lehrerin) aus einer ihm (ihr) endgültig übertragenen Stelle des öffent 
lichen Volksſchuldienſtes freiwillig ausgeſchieden, ohne in eine andere Stelle des öffentlichen Schul— 
dienſtes oder des an ſich anrechnungsfähigen Privatſchuldienſtes übergetreten zu ſein, oder iſt ſein 
(ihr) früheres Anſtellungsverhältnis durch Dienſtentlaſſung gelöſt worden, ſo wird im Falle ſeiner 
(ihrer) Wiederanſtellung bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters und des Dienſteinkommens 
der neuen Stelle auf das frühere Beſoldungsdienſtalter und das frühere Dienſteinkommen des 
Lehrers (Lehrerin) keine Rückſicht genommen. Lehrer (Lehrerinnen), die ihre Stellen freiwillig auf- 
geben, ſind hierauf ausdrücklich hinzuweiſen. Soll von dieſer Regelung im Einzelfall abgewichen 
werden, jo entſcheidet hierüber der Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 

(2) Falls eine Lehrerin infolge ihrer Verheiratung aus dem Schuldienſt ausgeſchieden iſt, 
werden ihr beim ſpäteren Wiedereintritt in den Schuldienſt aus beſonderen Gründen die früheren 
Dienſtjahre angerechnet. 

(3) Lehrern (Lehrerinnen), welche wegen eines in Ausübung des Dienſtes erlittenen Unfalls 
in den Ruheſtand verſetzt worden ſind, muß im Falle ihrer ſpäteren Wiederanſtellung die frühere 
Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden. 


) Die auf Grund der Beſtimmungen des § 6 Abſ. 1 bis 6 erfolgte Anrechnung von außer⸗ 
preußiſcher oder Privatſchuldienſtzeit iſt auch für den Anſpruch auf Ruhegehalt maßgebend. 


§ 8. 
Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters. | 
(1) Die Lehrer (Lehrerinnen) find von der Feſtſetzung des Dienſtalters ſchriftlich zu be⸗ 
nachrichtigen. i | 
(2) Die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
iſt für die Beurteilung der vor den Gerichten geltendgemachten vermögensrechtlichen Dienſtein⸗ 
kommensanſprüche maßgebend. 951 4 f 


8 
Ortszuſchlag. 

(1) Zum Grundgehalte tritt als weiterer Beſtandteil des Dienſteinkommens ein Ortszuſchlag. 
) Für die Bemeſſung des Ortszuſchlags finden die Vorſchriften des Beamten⸗Dienſtein⸗ 

kommensgeſetzes Anwendung. HERR al BIER 
(6) Die Kürzung des Grundgehalts der endgültig angeftellten Lehrerinnen (Leiterinnen) einſchließlich 
der endgültig angeſtellten techniſchen Lehrerinnen (§ 1 Abf. 4) bleibt auf die Berechnung des Orts⸗ 
zuſchlags ohne Einfluß. use 
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) Die bei der Verkündung des Geſetzes endgültig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen), die eine 
anrechnungsfähige Dienſtzeit von ſieben Jahren noch nicht vollendet haben (§ 3 Abſ. 1), beziehen 
bis zum Erſten des Monats, in dem dieſe Dienſtzeit vollendet iſt, den Ortszuſchlag der einſtweilig 
angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen). 

66) Eine verheiratete Lehrerin erhält den Ortszuſchlag nur zur Hälfte, wenn fie mit ihrem 
Ehemann einen gemeinſamen Haushalt führt. Sie erhält aber den vollen Ortszuſchlag, wenn 
der Unterhalt der Familie überwiegend von ihr beſtritten wird. i 


$ 10. 
Ortsklaſſenverzeichnis. 

() Die Stellung der Orte in den verſchiedenen Ortsklaſſen beſtimmt ſich nach dem Orts— 
klaſſenverzeichniſſe, wie es nach reichsgeſetzlicher Regelung für die Gewährung von Ortszuſchlägen 
an die Reichsbeamten jeweilig maßgebend iſt. 

e) Welcher Ortsklaſſe ein außerhalb Deutſchlands gelegener, in dieſem Ortsklaſſenverzeichniſſe 
nicht enthaltener Ort, an dem preußiſche Lehrer (Lehrerinnen) ihren dienſtlichen Wohnſitz haben, 
zuzuweiſen iſt, wird von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter beſtimmt. 


911. 
5 f Ortszuſchlagsſatz. 

(1) Für die Höhe des Ortszuſchlags iſt der dienſtliche Wohnſitz maßgebend. 

2) In Geſamtſchulverbänden, zu denen Orte verſchiedener Ortsklaſſen gehören, gilt als dienſt— 
licher Wohnſitz der Ort, in dem ſich die Schule befindet. Sind mehrere Schulen in dem Verband 
an verſchiedenen Orten vorhanden, ſo beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde den Ort, deſſen Klaſſe 
für die Gewährung des Ortszuſchlags an alle in dem Verband angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) 
maßgebend zu ſein hat. 

(3) Bei einer Verſetzung erliſcht der Anſpruch auf den dem bisherigen Wohnſitz entsprechen, 
den Satz des Ortszuſchlags mit dem Zeitpunkte, zu dem der Bezug des Grundgehalts der bis— 
herigen Dienſtſtelle aufhört. 

(s) Die bei der Verſetzung an den Ort einer niedrigeren Ortsklaſſe eintretende Verminderung 
des Ortszuſchlags wird als eine Verkürzung des Dienſteinkommens im Sinne des § 87 des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 465) nicht angeſehen. N 

8 12. 
Dienſtwohnung. 

4) Wird einem Lehrer, (Lehrerin) eine Dienſtwohnung zugewieſen, fo wird ihm (ihr) dafür 
auf den ihm (ihr) zuſtehenden Ortszuſchlag einſchließlich Ausgleichszuſchlag (§ 24) ein angemeffener 
Betrag angerechnet. Dieſer Betrag ſoll dem am Wohnorte des Lehrers (Lehrerin) für Wohnungen 
derſelben Art zu zahlenden Mietpreis entſprechen. Die Feſtſetzung geſchieht durch die Schulauf— 
ſichtsbehörde unter Mitwirkung der Lehrervertretung. Bei dieſer Feſtſetzung iſt außer dem wirk 
lichen Werte der Wohnung auch der Wert zu berückſichtigen, den die Wohnung für den Lehrer 
(Lehrerin) hat. | > 
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(2) Gibt der Inhaber einer Dienſtwohnung unter Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehörde 
Räume anderweit ab, die bei der letzten Wertfeſtſetzung berückſichtigt ſind, ſo iſt der anzurechnende 
Wert der Wohnung neu feſtzuſetzen. Der Erlös für die abgegebenen Räume fällt dem Schul 
verbande zu. 5 


$ 13. 

(1) Wo ſeither Lehrern (Lehrerinnen) eine Dienſtwohnung gewährt wurde, iſt die 0 
der e nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläſſig. 

(2) Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn genügende Mietwohnungen zu ange 
meſſenen Preiſen in dem Schulverbande vorhanden find. 

(3): Auf dem Lande ſollen erſte Lehrer und alleinſtehende Lehrer in der Regel, bei vorhandenem 
Bebiiernis auch andere Lehrer (Lehrerinnen) eine Dienſtwohnung erhalten. 

(ö) Bei der Anlage un Veränderung von Dienſtwohnungen find die örtlichen Verhältniſſ 
und die Amtsſtellung des Wohnungsinhabers zu berückſichtigen. a 

(5) Die von der Dienſtwohnung zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben werden 
von den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. Dieſen liegt auch, unbeſchadet der Verpflichtung 
Dritter aus beſonderen Rechtstiteln, die bauliche Unterhaltung der Dienſtwohnung ob, ſoweit fie 
nicht nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen dem Wohnungsin— 
haber zur Laſt fallen. Von dem an den Schulverband zurückgezahlten Anrechnungsſatze der Dienft- 
wohnung ſollen 25 vom Hundert zu einer Rücklage für Bau- und Ausbeſſerungsarbeiten ange— 
ſammelt werden. ö 

"8 14. : 

() Wo auf dem Lande eine Dienſtwohnung gegeben wird, iſt als Zubehör unter Anrechnung 
auf das Grundgehalt, ſofern es nach den örtlichen Verhältniſſen tunlich iſt, ein Hausgarten zu 
gewähren. 

(2) Wo die örtlichen Verhältniſſe es tunlich erſcheinen laſſen und wo ein Bedürfnis dazu 
vorliegt, ſoll auf dem Lande für einen alleinſtehenden oder einen erſten Lehrer in Anrechnung auf 
das Grundgehalt eine Landnutzung gewährt werden, welche dem durchſchnittlichen ae 
bedürfnis einer Lehrerfamilie entſpricht. 

(3) Zur Bewirtſchaftung des Landes find erforderlichenfalls Wirtſchaftsgebäude herzuſtellen. 

(4) Die von dem Schullande zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben werden von 
den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. 

(5) Wo mit einer Stelle bisher eine größere Landnutzung oder fonftige Berechtigungen ver⸗ 
hunden geweſen ſind, behält es dabei ſein Bewenden. Eine Ablöſung der Landnutzung bedarf 
der Zuſtimmung der Beteiligten und der Genehmigung der Schulauſſichtsbehörde. 


815. 
e e 
Für L een im Schulamte, die über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehen, 
dürfen beſondere Vergütungen nicht gewährt werden. Außerordentliche Bewilligungen an einzelne 
Lehrer (Lehrerinnen) aus beſonderen Gründen ſind hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


en 
| 816. 5 

Er Verbindung von Schul- und Kirchenamt. 

0) Die organiſche Verbindung, zwiſchen Kirchen und Schulamt iſt zu löſen. Jedem Lehrer 
(Lehrerin) iſt es geſtattet, das Kantoren- und Organiſtenamt freiwillig zu übernehmen. Eine An⸗ 
rechnung des durch die Verwaltung eines ſolchen kirchlichen Amtes erzielten Nebeneinkommens auf 
das Stellengehalt darf nicht ſtattfinden. Bis zur erfolgten Löſung der organiſchen Verbindung 
bleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen, indem zu dem Grundgehalt eine Stellenzulage 
hinzutritt. f f BROT 


(2) Falls das kirchliche Amt gegen den Willen des Stelleninhabers vom Schulamte getrennt 
wird, hat der Lehrer, welcher zum Bezuge des mit dem vereinigten Amte verbundenen Dienſtein— 
kommens berechtigt geweſen iſt, Anſpruch auf die fernere Gewährung eines Dienſteinkommens im 
gleichen Betrage, ſofern er das vereinigte Amt mindeſtens fünfzehn Jahre ununterbrochen ver— 
waltet hat. N l 1 g 

s) Die Vorſchriften (Abſ. 1 und 2) finden bei dauernder Verbindung eines Schulamts mit 
einem jüdiſchen Kultusamte ſinngemäß Anwendung. i 3 . 


„ Sonſtige Vergünſtigungen. 5 f Ras 5 

( Wo bisher mit einer Schülſtelle Naturalleiſtungen, wie die Nutzung eines Schullandes, die 
Lieferung von Brennſtoffen nebſt Anfuhr und Zerkleinerung, die Gewährung von Deputatgetreide 
und ſonſtige Leiſtungen, verbunden waren, behält es dabei bis zu ihrer Ablöſung oder bis zur 
Aufhebung des bisherigen Gebrauchs ſein Bewenden. Die Ablöſung oder Aufhebung bedarf der 
Zustimmung der Beteiligten und der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. Et e 

2) Wo eine Wohnung auf einem Dienſtgrundſtücke gegeben wird, und wo es bisher üblich 
war, kann die Schulaufſichtsbehörde die Beſchaffung des dem Bedarf entſprechenden Brennſtoffs 
für die Lehrer und Lehrerinnen verlangen. Im übrigen wird an beſtehenden Verpflichtungen zur 
Beſchaffung, Anfuhr und Zerkleinerung von Brennſtoffen für die Schule oder die Schulſtelle 
nichts geändert. i : 

Der Wert dev’ Naturalleiftüngen iſt mit einem angemeſſenen Betrag auf das Dienſtein⸗ 
kommen anzurechnen. e a ER 

8 050 Über die. Anrechnung der Dienſteinkünfte an Geld und Naturalleiſtungen mit Ausſchluß 
der Dienſtwohnung beſchließt bei amtlicher Feſtſetzung des Dienſteinkommens auf Anrufen von 
Beteiligten der Kreisausſchuß und, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß 
unter Anhörung des Kreis- beziehungsweiſe Bezirkslehrerrats. Vor Feſtſetzung der Anrechnung iſt 
der beteiligte Lehrer (Lehrerin) zu hören. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in erſter oder 
zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

6) Eine anderweite Feſtſetzung iſt bei erheblicher Anderung der ihr zugrundeliegenden tat- 
ſächlichen Verhältniſſe zuläſſig. ee 1 se 
(e) Für die Feſtſetzung des Ruhegehalts kommt das Dienſteinkommen als ſolches, nicht der 
Anrechnungswert ſeiner einzelnen Beſtandteile, in Betracht. 7 a; ˖ hr 

Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12512) ; 43 
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B. Auftragsweiſe vollbeſchüſtigte und einſtweilig angeſtellte Lehrer und gehrerinnen. 


$ 18. 
Grundvergütung. 

() Die auftragsweiſe in freien planmäßigen Schulſtellen vollbeſchäftigten und die einſtweilig 
angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) erhalten bis zur Vollendung des ſiebenten Dienſtjahrs eine Grund— 
vergütung und bis zur anderweitigen Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch be— 

ſonderes Geſetz zur Grundvergütung nebſt Ausgleichszuſchlägen einen Notzuſchlag in der Höhe, 


daß Grundvergütung, Ausgleichszuſchläge und Notzuſchlag (ohne Frauenbeihilfe) zuſammen betragen: — 


95 — 95 — 98 — 100 — 100 — 100 — 100 

vom Hundert des Anſangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen (ohne Frauenbeihilfe) der Gruppe 1. 
Lehrerinnen erhalten die Bezüge um 10 vom Hundert gekürzt. Auf die Berechnung des Orts⸗ 

zuſchlags iſt dieſe Kürzung ohne Einfluß. re 
Iſt bis zum Ablaufe des ſiebenten Dienſtjahrs die endgültige Anſtellung aus- Gründen, die 
nicht in der Perſon des Lehrers (Lehrerin) liegen, nicht- erfolgt, fo bezieht der Lehrer (Lehrerin) 
eine Grundvergütung in Höhe der Grundgehaltsſätze des endgültig ängeſtellten Lehrers (Lehrerin). 
Die nicht in freien Stellen auftragsweiſe befchäftigten Lehrer (Lehrerinnen), die eine Schulſtelle 
während der Erkrankung oder ſonſtigen Behinderung des Stelleninhabers (Stelleninhaberin) mit 
den dieſem (dieſer) obliegenden Pflichten vertretungsweiſe verwalten, erhalten in der Regel die 
gleiche Grundvergükung wie die übrigen auftragsweiſe vollbeſchäſtigten Lehrer (Lehrerinnen). In 
beſonderen Fällen lönnen auch Abweichungen von der Regel durch die Schulaufſichtsbehörde feſt— 

geſetzt werden. 
(2) Die Leiter (Leiterinnen) von Schulen mit ſechs oder mehr auffteigenden Klaſſen ſowie die 
Lehrkräfte, die die Prüfungen für das höhere Schulamt oder das Pfarramt beftanden haben, erhalten 
auch bei einſtweiliger Anſtellung das Aüfangsgrundgehalt oder, wenn ſie vor dem Übertritt in den 
Volksſchuldienſt ſchon an einem anderen Orte im öffentlichen Schuldienſt endgültig angeſtellt waren, 
das ihrem Dienſtalter als Lehrer (Lehrerin) entſprechende Grundgehalt. f : 

(3) Die Vorſchriften in den §§ 5 und 6 über die Anrechnung von Dienſtzeiten finden auch 
auf die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) Anwendung. 


$ 19. 
Dienſtaltersſtufen. i 
(1) Die höheren Grundvergütungsſätze werden jeweils vom Erſten des Kalendermonats an 
gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 
(2) Das Aufrücken in der Grundvergütung kann verſagt werden, wenn gegen das dienſtliche 
oder außerdienſtliche Verhalten des Lehrers (Lehrerin) eine erhebliche Ausſtellung vorliegt. 

a (3) Vor der Verfügung iſt dem Lehrer (Lehrerin) Gelegenheit zu geben, ſich über die Gründe 
der beabſichtigten Maßregel zu äußern. Wird die Verſagung verfügt, ſo ſind dem Lehrer (Lehrerin) 
die Gründe hierfür ſchriftlich zu eröffnen. i IE 

(1) Gegen die Verfügung ſteht dem Lehrer (Lehrerin), ſofern fie nicht von dem Unterrichts. 

miniſter erlaſſen iſt, die Beſchwerde an dieſen zu. CC N SE 10, 


Be 


) Nach Behebung der Auſtände ift der vorläufig verfagte Grundvergütungsſatz zu gewähren, 
und zwar vom erſten Tage des Kalendermonats ab, in dem die Bewilligungsverfügung ergeht, 
Nur aus beſonderen Gründen iſt die Gewährung von einem früheren Zeitpunkt ab zuläſſig. Eine 
Nachgewährung für rückliegende Rechnungsjahre bedarf der Genehmigung des Unterrichtsminiſters 
und des Finanzminiſters. 5 > 

(6) Die einftweilige Verſagung des Aufrückens hat für ſich allein nicht die Wirkung, daß 
dadurch der Zeitpunkt für das Auffteigen in die nächſtfolgende Vergütungsſtufe hinausgeſchoben wird. 


§ 20. 
Ortszuſchlag. N 
(1) Zur Grundvergütung tritt für die in freien planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe voll⸗ 
beſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer Lehrerinnen) als weiterer Beſtandteil des Dienſt⸗ 
einkommens ein Ortszuſchlag in Höhe des Ortszuſchlags, den ſie als endgültig angeſtellte Lehrer 
(Lehrerinnen) in der erſten Gehaltsſtufe der Beſoldungsgruppe 1 beziehen würden. Den gleichen 
Ortszuſchlag erhalten in der Regel die nicht in freien Stellen auftragsweiſe beſchäftigten Lehrer 
(Lehrerinnen) (§ 18 Abf. 1). 

(2) § 9 Abſ. 5 gilt ſinngemäß. g i 

5 a 8 
BE EN Dienſtwohnung. a 5 
Wird den auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeftellten Lehrern (Lehrerinnen) eine 
Dienſtwohnung zugewieſen, fo gelten die $$ 12, 13 und 14 ſinngemäß. 185 


$ 22. 
N Sondervergütungen, Nebenbezüge und ſonſtige Vergütungen. f 5 
Für die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) finden 
die SS 15, 16 und 17 ſinngemäß Anwendung. i 


II. Kinderbeihilfen. 

Die Kinderbeihilfen werden nach den gleichen Grundſätzen gewährt wie im Beamten -⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetze. 8 

III. Ausgleichszuſchlag. 

() Zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage wird zum Grund⸗ 
gehalte, zur Grundvergütung und zum Ortszuſchlage ſowie zu den Kinderbeihilfen ein veränderlicher 
Ausgleichszuſchlag gewährt. Die für die unmittelbaren Staatsbeamten nach dem Beamten -Dienſt⸗ 
einkommensgeſetze jeweils geltenden Beſtimmungen über Art und Höhe des Ausgleichszuſchlagſatzes 
gelten auch für die Lehrer (Lehrerinnen). r e a RER = 

(2) Ebenfo finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen über 
die Gewährung eines weiteren Ausgleichszuſchlags und eines beſonderen Ausgleichszuſchlags (Frauen⸗ 
beihilfe) Anwendung. 2 77) NE 


le 
43* 
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IV. Nuhegehalt und Hinterbliebenenbezüge. 
§ 25. 
Anderung des Lehrerruhegehaltsgeſetzes. 

Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks- 
ſchulen, vom 6. Juli 1885 (Gefekfamml. S. 298) in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Juni 1907 
(Geſetzzamml. S. 133) wird wie folgt geändert: 

1. An Stelle des Artikel I § 4 treten für die zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem 1. April 

1920 in den Ruheſtand verſetzten Lehrer (Lehrerinnen) folgende Vorſchriften: 

(1) Der Berechnung des Ruhegehalts wird das von dem Lehrer (Lehrerin) auf Grund 
des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes zuletzt bezogene Dienſteinkommen (Grundgehalt 
oder Grundvergütung und Ortszuſchlag) zugrundegelegt. Dabei wird der Ortszuſchlag 
mit dem ungekürzten Satze der Ortsklaſſe B — auch bei den verheirateten Lehrerinnen — 
angerechnet. Dieſer Satz gilt auch für diejenigen Lehrer (Lehrerinnen), denen eine Dienft- 
wohnung gewährt war. Anrechnungsbekräge auf Grund der §§ 12 und 17 des Volks- 
ſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes werden dem tatfächlich bezogenen Dienſteinkommen hin⸗ 
zugerechnet. 

(2) Ruhegehaltsfähig iſt ferner die zuletzt bezogene Stellenzulage des § 16. Andere 
Beträge und Nebenbezüge, insbeſondere auch Dienſtaufwandsentſchädigungen, die Kinder- 
beihilfen und der Ausgleichszuſchlag find nicht ruhegehaltsfähig. 5 

2. Artikel I § 6 erhält folgenden Abſ. 3: 

(6) Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt ferner die Zeit in Anrechnung, die einem 
Lehrer (Lehrerin) auf Grund des § 6 Abf. 1 bis 6 des Volksſchullehrer-Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet iſt. : 

3. Artikel IS 11 erhält folgende Faſſung: i 

Mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters kann bei der Verſetzung in den Ruheſtand 
nach Maßgabe der Beſtimmungen in den §§ 5 bis 9 auch die Zeit angerechnet werden, 
während der ein Lehrer (Lehrerin): 

a) an deutſchen Auslandsſchulen oder ſonſt im außerpreußiſchen öffentlichen Schuldienſte 

geſtanden bat; 

b) an einer Anſtalt tätig geweſen ift, die vertragsmäßig die Vorbereitung von Zög— 
lingen für die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten übernommen hat; 

e) als Lehrer oder Erzieher (Lehrerin oder Erzieherin) an einer öffentlichen Taubſtummen⸗, 
Blinden-, Idioten⸗, Waiſen⸗, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt oder an einer gleich. 
artigen privaten Anftalt ſich befunden hat, die nach Anerkennung durch die Schul— 
aufſichtsbehörde ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken dient und für ihre Unterhaltung 
auf die öffentliche Wohltätigkeit oder auf öffentliche Mittel überwiegend angewieſen iſt; 

d) an einer privaten Volksſchule tätig war, die vom Staate als den öffentlichen Volks- 
ſchulen gleichberechtigt anerkannt ift; 

e) an einer von einer Synagogengemeinde unterhaltenen jüdiſchen Religionsſchule 
tätig war; 
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) in der Jugendfürſorge und Jugendpflege hauptamtlich gegen Entgelt vollbeſchäftigt 

geweſen iſt; 

g) als Lehrer (Lehrerin) an einer öffentlichen oder an einer einer öffentlichen gleichzu— 

achtenden privaten Volkshochſchule vollbeſchäftigt war. 
3a. In den Fällen des Artikel IS 15 entſcheidet an Stelle des Unterrichtsminiſters der 
Oberpräſident. 
4. Artikel J § 17 erhält folgende Faſſung: 5 

Das Ruhegehalt wird für jedes Vierteljahr im voraus in einer Summe durch die 
Landesſchulkaſſe an die Bezugsberechtigten unmittelbar gezahlt (§ 36 Abſ. 4 des Volks⸗ 
ſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes). 

5. Artikel I § 20 erhält folgende Faſſung: 

(1) Ein Ruhegehaltsempfänger (Ruhegehaltsempfängerin), der (die) in eine an ſich zu 
Ruhegehalt berechtigende Stellung im öffentlichen Volksſchuldienſte wieder eingetreten iſt 
619 Ziffer 2), erwirbt für den Fall des Zurücktretens in den Ruheſtand den Anſpruch 
auf Gewährung eines neuen Ruhegehalts, das nach Maßgabe feiner (ihrer) nunmehrigen 
verlängerten Geſamtdienſtzeit und des in der neuen Stellung bezogenen Dienſteinkommens 
zu berechnen ſein würde, nur dann, wenn die neue Dienſtzeit wenigſtens ein Jahr be— 
tragen hat. N 

(2) Neben einem hiernach neuberechneten Ruhegehalt iſt das alte Ruhegehalt nur bis 
zur Erreichung desjenigen Ruhegehaltsbetrags zu zahlen, der ſich für die Geſamtdienſtzeit 
aus dem der Feſtſetzung des alten Ruhegehalts zugrundegelegten Dienſteinkommen ergibt. 

66) Dasſelbe gilt, wenn ein Ruhegehaltsempfänger außerhalb des öffentlichen Volks— 
ſchuldienſtes im Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne der Vorſchrift im § 19 Ziffer 2 ein 
Ruhegehalt erdient. 

6. Artikel I § 26 fällt weg mit der Maßgabe, daß die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden 
Verpflichtungen Dritter zugunſten der Landesſchulkaſſe beſtehen bleiben. | 


7. Artikel II fällt weg. 


V. Anderung des Sinterbliebenenfürſorgegeſetzes. 
§ 26. 
Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an den öffent- 
lichen Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899 (Geſetzſamml. S. 587) in der Faſſung des Geſetzes 
vom 10. Juni 1907 (Geſetzſamml. S. 137) wird wie folgt geändert: i 
1. Im § 3 Abs. iſt an Stelle „vierzig vom Hundert“ zu ſetzen „ſechzig vom Hundert! !. 
§ 3 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
e) Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich der im § 5 verordneten Beſchränkung, 
mindeſtens 3000 Mark monatlich betragen. 


* 
N 
. 
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2. Im 8 7a tritt an die Stelle des angezogenen Artikel 18 20 Abſ. 4 des Geſetzes vom 
6. Juli 1885 in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Juni 1907 „Artikel 1 § 20 Abſ. 4 
des Geſetzes vom 6. Juli 1885 in der Faſſung des § 25 Nr. 5 Abſ. 3 des Volksſchul— 
lehrer-Dienſteinkommensgeſetzes “. 8 f f 

3. § 10 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 3 

Das Witwen- und Waiſengeld wird monatlich im voraus durch die Landesſchulkaſſe 
an die Bezugsberechtigten unmittelbar gezahlt (§ 36 Abſ. 4 des Volksſchullehrer-Dienſtein⸗ 
kommensgeſetzes). An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die. Schulauffichts- 
behörde. i 8 N f 

4. § 14 fällt weg. 

5. § 15 fällt weg. 

§ 27. 
i Verſorgungszuſchlag. 
Der Verſorgungszuſchlag wird nach den gleichen Grundſätzen wie im Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 


geſetze gewährt. Dies gilt auch für den beſonderen Verſorgungszuſchlag (Frauenbeihilfe). 


$ 28, 
nz Kinderbeihilfen an Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebene. 

c) Die im § 23 vorgeſehene Kinderbeihilfe einſchließlich Ausgleichszuſchlag wird unter den 
dort genannten Vorausſetzungen auch den zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem 1. April 1920 in 
den Ruheſtand verſetzten Lehrern (Lehrerinnen) ſowie den Witwen und Waiſen der am 1. April 
1920 oder ſpäter im Amte verſtorbenen Lehrer (Lehrerinnen) und der nach jenem Zeitpunkt in 
den Ruheſtand verſetzten Lehrer (Lehrerinnen) gewährt. 

(2) Verheirateten Ruhegehaltsempfängerinnen wird die Kinderbeihilfe für gemeinſame Kinder 


nur gewährt, wenn der Ehemann bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande 
iſt, ohne Gefährdung des ſtandesgemäßen Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten. 


6) Die Kinderbeihilfe fällt weg nach Maßgabe des Beamten -⸗Dienſteinkommensgeſetzes. 


VI. Sonſtige Vorſchriſten. 
§ 29. 
Gnadenbezüge. 

(1) Hinſichllich der Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen eines an einer 
öffentlichen Volksſchule angeſtellten Lehrers finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten be- 
ſtehenden Beſtimmungen entſprechend Anwendung. Auch den ehelichen Nachkommen einer Lehrerin 
ſteht der Anſpruch auf Gnadenbezüge zu. 

e) An wen die Gnadenbezüge zu leiſten find, beſtimmt die Ortsſchulbehörde. 


905 | 


(1) Im Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, welche mit dem Ver 
ſtorbenen die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate zu 


r 
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belaſſen. Hinterbleibt eine ſolche Familie nicht, jo iſt denen, auf die der Nachlaß übergeht, eine 


vom Todestag an zu rechnende 30 tägige Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 
6) In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufſichtsbehörde demjenigen, welcher mit 


der Verwaltung der Stelle beauftragt iſt, ohne Anſpruch auf Entſchädigung in der Dienſtwohnung 


ein Unterkommen gewährt werden. 
e 8 31. 
Zahlungs weiſe des Dienſteinkommens. 

Die endgültig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) erhalten ihre Dienftberige, ſoweit fie ihnen 
in feſten Barbezügen zuſtehen, monatlich, bei Überweifung auf ein Konto vierteljährlich im voraus. 
Die einſtweilig angeftellten oder auftragsweiſe beſchäftigten Lehrkräfte erhalten ihre baren Dienft- 
bezüge monatlich im voraus. 

8.32. 
Amzugskoſten. 
) Angeſtellte Lehrer (Lehrerinnen) an öffentlichen Volksſchulen erhalten bei Verſetzungen aus 


der anbesſceſ e (§§ 35 ff.) eine Vergütung für Umzugskoſten. Die näheren Beſtimmungen 


über die Höhe der Vergütung werden von dem Unterrichtsminifter in Gemeinſchaft mit dem Finanz⸗ 
miniſter getroffen. Erfolgt die Verſetzung auf Wunſch oder Antrag oder unter ſonſtiger Mit⸗ 
wirkung des Schulverbandes, ſo hat der Schulverband die Koſten des Umzugs zu tragen. 

(2) Die beſtehenden Vorſchriften über die Gewährung von Anzugs- und Herbeiholungskoſten 
werden aufgehoben. Bei Verſetzungen gilt der Verluſt einer Dienſtwohnung nebſt Hausgarten oder 
die Verringerung des Ortszuſchlags (SI 9 und 20) nicht als Verringerung des Dienſteinkommens. 


Rechtsweg. 

Auf die Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen Sn finden Die % Befinden des erſten 
Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, vom 24. Mai 1861 
(Geſetzſamml. S. 241) mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1. Die Klage iſt gegen die Landesſchulkaſſe, vertreten durch den Kaſſenanwalt, und, ſoweit 

es ſich um Leiſtungen handelt, für die die Schulunterhaltungspflichtigen eingukteten haben, 
3 dieſe zu richten. 

2. Im Falle des § 2 a. a. O, tritt an die Stelle des Verwaltungschefs der Oberpräſident, 

in den Hohenzollernſchen Landen der Anterrichtsminiſter. 
Bei der richterlichen Beurteilung ſind die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten Feſtſetzungen 
über das Dienſteinkommen der Stelle, insbeſondere über die Höhe des Grundgehalts und 
der Grundvergütung, des Ortszuſchlags, der Kinderbeihilfe und des Ausgleichszuſchlags, 
über Dienſtwohnung, Dienſtland, Sachleiſtungen ſowie über die Anrechnung von Dienſt⸗ 
bezügen auf das Grundgehalt zugrundezulegen. 


w 


§ 34. 
3 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem abgehenden und dem anziehenden Lehrer (Lehrerin). 
(1) Bei Streitigkeiten zwiſchen dem abgehenden Lehrer (Lehrerin) oder den Erben des ver— 
ſtorbenen Lehrers (Lehrerin) und dem anziehenden Lehrer (Lehrerin) oder dem Schulverband über 
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die Auseinanderſetzung wegen der Landnutzung, der Naturalleiſtungen, der Dienſtwohnung ein⸗ 
ſchließlich des Hausgartens oder des baren Dienſteinkommens trifft die Schulaufſichtsbehörde, vor⸗ 
behaltlich des Rechtswegs, eine im Verwaltungswege vollſtreckbare einſtweilige Entſcheidung. Bei 
Verſetzungen kann fie anordnen, daß die von dem Lehrer (Lehrerin) zuviel erhobenen Beträge für 
feine Rechnung den Schulunterhaltungspflichtigen unmittelbar aus den Bezügen erſtattet werden, 
welche der Lehrer (Lehrerin) in der neuen Schulſtelle zu empfangen hat. 
. (2) Die Schulaufſichtsbehörde iſt befugt, die Entſcheidung allgemein den ihr nachgeordneten 
Behörden zu übertragen. 8 


MI. Aufbringung der perſönlichen Volksſchullaſten. 
$ 35. 
Landesſchulkaſſe. 8 

c) Alle Schulverbände (Schulgemeinden) werden zum Ausgleiche der perſönlichen Volksſchul— 
laſten zu einer Landesſchulkaſſe vereinigt. Die bisherigen Volksſchullehrer-Alterszulage⸗, Ruhe⸗ 
gehalts⸗ und Witwen- und Waiſenkaſſen werden aufgelöſt. Ihr Vermögen als Ganzes, ihre Ver⸗ 
bindlichkeiten ſowie etwaige Forderungen, Überſchüſſe oder Fehlbeträge der Kaſſen am Schluſſe des 
Rechnungsjahrs 1919 gehen, auf die Landesſchulkaſſe als Rechtsnachfolgerin über. 

(2) Die Landesſchulkaſſe erhält die erforderlichen Geldmittel: 

a) durch Staatsbeiträge (Beſoldungsbeiträge) — 88 41, 42, 43 und 44 ä 

b) durch Schulverbands⸗ (Schulgemeinde-) Beiträge — §§ 45 und 46 — 5 

c) durch etwaige eigene Einnahmen. 

8:36. 

) Die Landesſchulkaſſe beſitzt die Rechte der Körperſchaften des öffentlichen Rechts. Sie 
wird verwaltet und nach außen vertreten von dem Unterrichtsminifter und dem Finanzminiſter, 
ſoweit die Vertretung nicht dem Kaſſenanwalt oder anderen Behörden ($ 37 Abſ. 3) zuſteht. 

(2) Die Kaſſengeſchäfte werden durch die Generalſtaatskaſſe und die ihr unterſtellten Kaſſen 
unentgeltlich geführt. 

(3) Das Dienſteinkommen der Lehrer (Lehrerinnen) wird von der Landesſchulkaſſe an die 
Bezugsberechtigten gezahlt. Die Schulaufſichtsbehörde kann für einzelne Schulverbände (Schul⸗ 
gemeinden) und auch für einzelne Lehrer (Lehrerinnen) Zahlung durch Vermittlung der Schulkaſſen 
oder der Gemeindekaſſen erfolgen laſſen, ohne daß dafür eine Entſchädigung gezahlt wird. Die 
vorbezeichneten Kaſſen haben auch auf Grund einer allgemeinen Anweiſung des Unterrichtsminiſters 
oder der Schulaufſichtsbehörde Zahlungsliſten aufzuſtellen und danach zu zahlen. Das Zahlungs⸗ 
geſchäft umfaßt auch die Rechnungslegung, die Arbeiten für den reichsgeſetzlichen Steuerabzug und 
die ſonſtigen mit dem Zahlgeſchäfte verbundenen Arbeiten. 

(0) Die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge werden in der Regel unmittelbar an die 
Bezugsberechtigten gezahlt. 

§ 37. 

e) Für die Zahlung der Beiträge der einzelnen Schulverbände (Schulgemeinden) wird ein 

Plan nach Regierungsbezirken und dem Bezirke der Stadt Berlin von der Verwaltung der Landes⸗ 
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ſchulkaſſe aufgeſtellt und nach Genehmigung durch den Kaſſenanwalt in den einzelnen Regierungs- 
amtsblättern, jedoch nur mit dem für den einzelnen Bezirk in Betracht kommenden Teil, ver- 
öffentlicht. Für den Bezirk der Stadt Berlin erfolgt die Veröffentlichung im Amtsblatt für die 
Regierung Potsdam und den Stadtkreis Berlin. 

e) Aus dem Plane muß der Beitrag jedes einzelnen Schulverbandes (Schulgemeinde), und 
zwar getrennt nach den im § 46 unter 1 bis 6 enthaltenen Beſtimmungen berechnet, zu erſehen ſein. 


(3) Gegen die Höhe des auf den einzelnen Schulverband (Schulgemeinde) ausgeſchriebenen 
Beitrags ſteht den Schulverbänden (Schulgemeinden) für ihren Beitrag binnen vier Wochen vom 
Tage der Ausgabe des Regierungsamtsblatts an der Einſpruch bei der Schulaufſichtsbehörde und 
gegen deren Beſcheid binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirks⸗ 
ausſchuß offen, in der die Landesſchulkaſſe durch den Kaſſenanwalt oder deſſen Beauftragten 
vertreten wird. 

() Der Einſpruch und die Klage können nur darauf geſtützt werden, daß die Berechnung 
des Beitrags nicht richtig oder eine Verpflichtung zur Beitragszahlung überhaupt nicht gegeben ſei. 
Eine Anfechtung der Berechnung des Kaſſenbedarfs iſt nicht zuläſſig. 


$ 38. 

4) Zur Wahrnehmung der Rechte der Schulverbände (Schulgemeinden) bei der Verwaltung 
der Kaſſe werden von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter ein Kaſſen⸗ 
anwalt und ein oder mehrere Stellvertreter ernannt. Das Dienſteinkommen des Kaſſenampalts, 
ſeiner Stellvertreter ſowie der ihm etwa beigegebenen Beamten und Hilfskräfte ſetzen der Unter 
richtsminiſter und der Finanzminiſter feſt. 

E) Der Kaſſenanwalt hat den Verteilungsplan ($ 37) vor feiner Veröffentlichung zu prüfen 
und zu genehmigen und iſt berechtigt, dagegen Einwendungen zu erheben. 


6) Der Kaſſenanwalt hat die Aufgabe, ſich davon zu überzeugen, daß die Verwaltung der 
Landesſchulkaſſe ordnungsmäßig geführt wird. Er iſt befugt, die Unterlagen zu prüfen, welche 
der Aufſtellung des Verteilungsplans zugrundegelegt werden. Er iſt auch berechtigt, Einſicht in 
die Verwaltungen der Schulverbände zu nehmen, ſoweit die Verwaltung der Landesſchulkaſſe damit 
im Zuſammenhange ſteht; Verträge, welche die Landesſchulkaſſe abſchließt, bedürfen feiner Zuſtimmung. 
In Zivilprozeſſen und im Verwaltungsſtreitverfahren vertritt er die Landesſchulkaſſe vor Gericht, 

(+) Der Kaſſenanwalt hat je nach Bedarf bei den Bezirksregierungen und dem Provinzial- 
ſchulkollegium in Berlin einen Beauftragten zu beſtellen, der nach Weiſung des Kaſſenanwalts 
befugt iſt, die Obliegenheiten des Kaſſenanwalts gegenüber den Bezirks, Kreis- und Ortsbehörden 
wahrzunehmen. Von jeder Feſtſetzung von Ruhegehalt und Witwen- und Waiſengeld iſt dem 
Kaſſenanwalt oder, wo ein Beauftragter beſtellt iſt, dieſem Kenntnis zu geben. Auf das Ver— 
langen des Kaſſenanwalts oder des Beauftragten iſt ihm behufs Prüfung der Feſtſetzung Einſicht 
in die der letzteren zugrundegelegten Rechnungsgrundlagen zu gewähren. Gegen die Feſtſetzung 
des Ruhegehalts oder der Witwen- und Waiſengelder ſteht dem Kaſſenanwalt oder ſeinem 
Beauftragten innerhalb eines Monats nach Mitteilung der Feſtſetzung die Beſchwerde an den 
Oberpräſidenten und gegen deſſen Beſcheid binnen ſechs Wochen an den Unterrichtsminiſter und 
den Finanzminiſter zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. N 


Geſetzſaammlung 1923. (Nr. 12512.) 44 
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8 ge 1 $ 39. 

Die Landesſchulkaſſe übernimmt: a 

a) die Zahlung des baren Dienſteinkommens und der Kinderbeihilfen einſchließlich des Aus— 
gleichszuſchlags an die Lehrer (Lehrerinnen), ſoweit ſie in planmäßigen Stellen angeſtellt 
oder in freien planmäßigen Stellen vollbeſchäftigt werden, ſowie der Gnadenbezüge; 

b) die Erſtattung des Wertes der den Stelleninhabern (Stelleninhaberinnen) auf ihr Dienſt⸗ 
einkommen angerechneten Naturalleiſtungen und anderen Dienſtbezüge oder einer Dienſt⸗ 
wohnung an die Schulverbände (Schulgemeinden); 

e) die Zahlung der Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge einſchließlich der Gnadengelder, 

auch für die bereits bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus den bisherigen Volksſchullehrer⸗ 
Ruhegehalts⸗ und Witwen- und Waiſenkaſſen Bezugsberechtigten, ſowie der Hinterbliebenen— 
bezüge, zu deren Zahlung die Stadt Berlin und die nach § 15 des Geſetzes vom 4. De⸗ 
zember 1899, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an öffent⸗ 
lichen Volksſchulen (Geſetzeaamml. S. 587), einer Volksſchullehrer⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
nicht angeſchloſſenen Schulverbände verpflichtet ſind; 

d) die Vergütung der Umzugskoſten ($ 32). 


$ 40. 

) Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf der Kaſſe nach 
dem Stande des Dienſteinkommens aller Schulſtellen vom 1. Mai des vorhergehenden Rechnungs⸗ 
jahrs unter Berückſichtigung der vorausſichtlichen Steigerung oder Verminderung des Dienſt⸗ 
einkommens (§ 41 Abſ. 1) und unter Hinzurechnung der vorausſichtlichen Verwaltungskoſten, zu 
denen das Dienſteinkommen des Kaſſenanwalts, ſeiner Stellvertreter und der ſonſtigen Beamten 
und Hilfskräfte ſowie eine angemeſſene Betriebsrücklage gehören, berechnet. Erſparniſſe oder Fehl⸗ 
beträge eines Rechnungsjahrs ſind in der Bedarfsberechnung für das dem Kaſſenabſchluſſe folgende 
Rechnungsjahr abzuſetzen oder zuzuſetzen. a . N 

(e) Erſtmalig wird der Bedarf der Landesſchulkaſſe nach dem Stande des Dienſteinkommens 
($ 41 Abſ. 1), wie es auf Grund dieſes Geſetzes am 1. April 1920 zu zahlen war, unter Hinzu⸗ 
rechnung der mutmaßlichen Verwaltungskoſten und unter Berückſichtigung der Erſparniſſe oder 
Fehlbeträge der bisher für die einzelnen Bezirke beſtehenden Volksſchullehrer-Alterszulage-, Ruhe⸗ 
gehalts- und Witwen- und Waiſenkaſſen ermittelt. S Sn 


9 41. Sa 
() Der Staat zahlt an die Landesfchulfaffe: - — f . 

a ein Viertel des den endgültig. und einſtweilig angeſtellten Lehrern (Lehrerinnen) ſowie den 
in freien planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrern (Lehrerinnen) 
zuſtehenden und im vorangegangenen Rechnungsjahre tatſächlich gezahlten Betrags an 
Grundgehalt oder Grundvergütung (88 1 und 18), Ortszuſchlag ($$ 9. und 20), Kinder⸗ 
beihilfe ($ 23) und Ausgleichszuſchlag (8,24) ſowie an weiterem Ausgleichszuſchlag und 

an beſonderem Ausgleichszuſchlag (Frauenbeihilfe) einſchließlich des Wertes, mit dem 
Naturalleiſtungen oder andere Dienſtbezüge ſowie eine Dienſtwohnung dem einzelnen Stellen⸗ 
inhaber (Stelleninhaberin) auf fein (hr), geſamtes Dienſteinkommen angerechnet werden; 
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b) ein Viertel der auf Grund dieſes Geſetzes feſtgeſetzten und im vorangegangenen Rechnungs- 


jahre tatſächlich gezahlten Ruhegehälter, Witwen- und Waiſenbezüge (einſchließlich des 
Verſorgungszuſchlags und der Kinderbeihilfe) und der Gnadenbezüge. 


Das Viertel zu a wird nicht gezahlt: 
aa) von den beſonderen Stellenzulagen ($ 16 des Geſetzes); 


bb) von einem Betrage von 25000 Mark jährlich und dem auf dieſen Betrag ent— 

fallenden Ausgleichszuſchlage des. Dienſteinkommens der, Leiter (Leiterinnen). von 
Schulen mit drei oder mehr Lehrkräften und weniger als ſechs auffteigenden Klaſſen, 
ausſchließlich der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte 

Kinder; 

von dem gleichen. Betrage (wie unter bb) des ⸗Dienſteinkommens der Lehrer (Lehre⸗ 

rinnen), die an gehobenen Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziele), die mit einer 
Volksſchule verbunden find, angeſtellt und vollbeſchäftigt ſind, 


ach von dem gleichen Betrage wie unter bp) des Dienſteinkommens. der Lehrer (Lehre⸗ 
rinnen), die an bejonderen-Veranftaltungen der e 5 s oder geiſtig 
nicht : normal veranlagte Kinder vollbeſchäftigt find; 


von einem um 8 400 Mark jährlich gekürzten Anterſchiedsbetrage zwiſchen der tat⸗ 
ſächlichen Beſoldung der Leiter (Leiterinnen) und der Konrektoren (Konrektorinnen) 
von Schulen mit ſechs oder mehr aufſteigenden Klaſſen und einer Beſoldung als 
Lehrer (Lehrerin) in Gruppe 1 nebſt dem auf dieſen Betrag entfallenden Ausgleichs- 
zuſchlag unter Berückſichtigung der Vorſchriften der SS 42 und 43 des Geſetzes; 


von dem gleichen Betrage (wie unter ee) des Dienſteinkommens der Leiter (Leite— 

rinnen) von Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder 

mit vier oder mehr aufſteigenden Klaſſen. 

) die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge, deren Anfangstermin vor dem 1. April 
1920 liegt. 


) Außer Betracht bleiben neuerrichtete Stellen, bis dieſe durch eine beſondere Lehrkraft 
un werden, 


) Für das Rechnungsjahr 1920 zahlt der Staat an die Landesſchulkaſſe: 

05 ein Viertel des den endgültig und einſtweilig angeſtellten Lehrern (Lehrerinnen) nach dem 
Stande vom 1. April 1920 zuſtehenden Betrags an Grundgehalt oder Grundvergütung, 
Ortszuſchlag, Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchlag einſchließlich des im Abſ. 1 unter a 
angegebenen Anrechnungswerts; 

b) ein Viertel der auf Grund dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Ruhegehälter, Witwen- und Waifen- 
bezüge leinſchließlich des Verſorgungszuſchlags und der Kinderbeihilfen) und der Gnaden- 
bezüge, ſoweit ſie im Rechnungsjahre 1920 zu zahlen ſind. 

Dias Viertel zu a wird nicht gezahlt von den im Abſ. 1 unter aa bis fk angebenen 
Beträgen; N 
e) die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge, deren Anfangstermin vor dem 1. April 1920 liegt. 
44* 
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Ded. $ 42. 1 f 
0) Beſtehen in einem Schulverhande (einer Schulgemeinde) mehr Schulſtellen, als für je 
60 Kinder erforderlich ſind, ſo berechnet ſich der Staatsbeitrag nach dem Dienſteinkommen ($ 41 
Abſ. 1) der für je 60 Kinder erforderlichen Stellen. Iſt die Zahl der Schulkinder durch 60 nicht 
teilbar, ſo wird bei den Schulverbänden (Schulgemeinden) mit nicht mehr als ſieben Schulſtellen 
angenommen, daß die nächſthöhere durch 60 teilbare Zahl von Schulkindern vorhanden wäre. 
Die Höhe des Staatsbeitrags berechnet ſich in den Schulverbänden (Schulgemeinden), in denen 
mehr Schulſtellen vorhanden ſind, dergeſtalt, daß das geſamte Dienſteinkommen aller Stellen— 
inhaber (Stelleninhaberinnen)“ und der in freien planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe voll 
beſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) zuſammengezählt wird unter Abzug: 2 
ay der beſonderen Stellenzulagen ; 
b) eines Betrags von 25000 Mark jährlich von dem Dienſteinkommen der Leiter (Leiterinnen) 
von Schulen mit drei oder mehr Lehrkräften und weniger als ſechs aufſteigenden Klaſſen, 
ausſchließlich der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder; 
e) des gleichen Betrags (wie unter b) von dem Dienſteinkommen der Lehrer (Lehrerinnen), 
die an gehobenen Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziele), die mit einer Volksſchule 
verbunden ſind, angeſtellt und vollbeſchäftigt ſind; = : 
. A) des gleichen Betrags (wie unter b) von dem Dienſteinkommen der Lehrer (Lehrerinnen), 
die an beſonderen Veranftaltungen der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht normal 
veranlagte Kinder vollbeſchäftigt find; Ber 5 
) des um 8400 Mark jährlich gekürzten Unterſchiedsbetrags zwiſchen der tatſächlichen, Ber 
ſoldung der Leiter (Leiterinnen) und der Konrektoren (Konrektorinnen) von Schulen mit ſechs 
oder mehr aufſteigenden Klaſſen und einer Beſoldung als Lehrer (Lehrerin) in Gruppe 1; 
N 1) des gleichen Betrags (wie unter e) von dem Dienſteinkommen der Leiter (Leiterinnen) von 
Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder mit vier oder mehr 
5 aufſteigenden Klaſſen.— f | re en RE 
Nach Abzug der unter a bis k genannten Beträge wird das geſamte Dienſteinkommen aller Stellen⸗ 
inhaber (Stelleninhaberinnen) und der in freien planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe voll⸗ 
beſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) nach dem Verhältniſſe der insgeſamt für je 60 Schulkinder 
erforderlichen und der darüber hinaus vorhandenen Schulſtellen geteilt und von dem erſteren Be⸗ 
trag ein Viertel als Staatsbeitrag gezahlt. i 
() Sind in einem Schulberband auf Grund geſetzlicher Vorſchrift Volksſchulen verſchiedener 
Bekenntniſſe vorhanden, ſo iſt der Betrag, von dem der Staat ein Viertel zur Landesſchulkaſſe 
zu zahlen hat, für die Volksſchulen der verſchiedenen Bekenntniſſe ohne Rückſicht auf die anderen 
Schularten beſonders feſtzuſtellen. ER 
8 i 
(1) In Schulverbänden (Schulgemeinden), in denen am 15. September 1920 mehr Schul 
ſtellen vorhanden waren, als für je 60, aber nicht weniger als für je 40 Schulkinder erforderlich 
find, wird das Dienſteinkommen ſämtlicher am 15. September 1920 vorhandenen Schulftellen der 
Berechnung des Staatsbeitrags zugrundegelegt.“ 55 1 
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e) Waren am 15. September 1920 mehr Schulſtellen vorhanden, als für je 40 Schul— 
kinder erforderlich ſind, ſo wird für die Berechnung des Staatsbeitrags nur das Einkommen 
von ſoviel Stellen berückſichtigt, als erforderlich wären, wenn für je 40 Kinder eine Stelle vor⸗ 
handen wäre. d ö 


(3) Tritt in ſolchen Schulverbänden (Schulgemeinden) nach dem 15. September 1920 eine 
Vermehrung der Schulſtellen ein, ohne daß die Schulkinderzahl zugenommen hat, ſo wird nur das 
Dienſteinkommen der am 15. September 1920 vorhandenen Schulſtellen bei Berechnung des Staats- 
beitrags berückſichtigt. Das danach zu berückſichtigende Dienſteinkommen berechnet ſich dann der— 
geſtalt, daß das geſamte Dienſteinkommen aller Stelleninhaber ausſchließlich der beſonderen Stellen- 
zulagen zuſammengezählt und im Verhältniſſe der am 15. September 1920 vorhanden geweſenen 
und der ſpäter vorhandenen Schulſtellen geteilt wird und von dem erſteren Betrag ein Viertel 
als Staatsbeitrag zu zahlen iſt. 2 5 


(4) Tritt eine Verminderung der Schulkinderzahl ein, ſo daß weniger als 40 Schulkinder im 
Durchſchnitt auf eine Schulſtelle entfallen, ſo wird für die Berechnung des Staatsbeitrags nur 
das Einkommen von ſo viel Stellen berückſichtigt, als erforderlich wären, wenn für je 40 Kinder 
eine Stelle vorhanden wäre. Tritt dagegen eine Verminderung der Schulſtellenzahl ein, ſo 
werden bei ſpäterer Neuerrichtung von Schulſtellen für die Berechnung des Staatsbeitrags nur 
ſo viele neue Schulſtellen berückſichtigt, als dem Schülerzuwachs ſeit dem der letzten Stellenver— 
minderung folgenden 1. Mai bei Zugrundelegung von je 60 Kindern entſpricht. Sobald die Schul— 
ſtellenzaahl vom 15. September 1920 wieder erreicht iſt und die durchſchnittlich auf eine Schulſtelle 
entfallende Schülerzahl der damaligen Durchſchnittsſchülerzahl gleichkommt oder weniger als dieſe 
beträgt, lebt das dem Schulverbande (der Schulgemeinde) nach dem Stande vom 15. September 1920 
zugeſtandene Vorrecht (Abſ. 1 und 2) in vollem Umfange wieder auf. 


6) Hat ſich die Schulſtellenzahl und zugleich die Schulkinderzahl vermehrt, ſo iſt feſtzuſtellen, 
wieviel Schulkinder gegenüber dem Stande vom 15. September 1920 mehr vorhanden ſind und 
wieviel Schulſtellen auf die vermehrte Zahl bei Zugrundelegung von je 60 Kindern erforderlich 
wären. Bis zu dieſer Zahl find die neuen Schulſtellen mit ihrem Dienſteinkommen bei Berech⸗ 
nung des Staatsbeitrags zu berückſichtigen. Die Vorſchrift im Abf. 1 iſt bei der Berechnung 
ſinngemäß anzuwenden. 


§ 44. 5 
() Im Falle der Veränderung von Schulverbänden durch Abänderung von Gemeindegrenzen 
gilt für die Berechnung des Staatsbeitrags folgendes: 4 


J. Gehört weder der Schulverband (die Schulgemeinde), von deſſen Bezirk eine Abtrennung 
ſtattfand, noch der, deſſen Bezirk ſich durch die Eingemeindung vergrößert, zu den im § 43 
bevorrechteten, ſo erfolgt die Berechnung des Staatsbeitrags lediglich nach den Beſtim— 
mungen des § 42. 

II. Gehört der verkleinerte Schulverband (Schulgemeinde) zu den im § 43 bevorrechteten, ſo 

wird die Zahl der am 15. September 1920 vorhandenen Schulſtellen, für die bisher der 
Staatsbeitrag zu zahlen war, ſoweit fie noch beſtehen, im Verhältniſſe der Zahl der Schul 


. 


kinder, die in dem bisherigen Verbande verbleiben und die infolge der Eingemeindung in 
einen anderen Verband übertreten, geteilt, und in dieſem Teilungsverhältniſſe wird das 
Recht auf den Staatsbeitrag gemäß § 43 auf die in Betracht kommenden Schulverbände 
verteilt. 


III. Geht ein gemäß § 43 bevorrechteter Schulverband (Schulgemeinde) ganz in einen anderen 
Schulverband infolge der Eingemeindung auf, ſo geht das Recht auf den Staatsbeitrag 
in vollem Umfang auf den vergrößerten Schulverband über. 


IV. Gehört nur der durch die Eingemeindung vergrößerte Schulverband (Schulgemeinde) zu 
den gemäß § 43 bevorrechteten, ſo iſt bei einer durch die Eingemeindung eintretenden Ver— 
mehrung der Schulſtellen und der Kinderzahl für die Berechnung des Staatsbeitrags nach 

den Beſtimmungen im § 43 Abſ. 5 zu verfahren. 


(2) Ob und inwieweit bei Eingemeindungen, an denen gemäß § 43 bevorrechtete Schulverbände 
(Schulgemeinden) beteiligt ſind, ein Übergang des Rechtes auf den Staatsbeitrag gemäß § 43 auf 
die beteiligten Schulverbände (Schulgemeinden) zu erfolgen hat, beſchließt die Schulaufſichtsbehörde 
nach Anhörung des Kaſſenanwalts durch einen mit Gründen verſehenen Beſcheid. Gegen den 
Beſcheid der Schulaufſichtsbehörde ſteht ſowohl den beteiligten Schulverbänden (Schulgemeinden) 
wie dem Kaſſenanwalte binnen einem Monate vom Tage der Juſtellung des Beſcheids das Rechts- 
mittel der Beſchwerde an den Provinzialrat, für Berlin an den Oberpräſidenten, für die Hohen⸗ 
zollernſchen Lande an den Bezirksausſchuß zu. Der Beſchluß des Provinzialrats beziehungsweiſe 


des Oberpräſidenten beziehungsweiſe des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 


(3) Tritt in den Fällen der Nr. II und III ſpäter eine Veränderung in der Zahl der Schul⸗ 
ſtellen oder der Schulkinder ein, jo gilt für die Berechnung des Staatsbeitrags folgendes: 
a) Bei einer Vermehrung der Schulkinder und der Zahl der Schulſtellen iſt für das auf 
den vergrößerten Schulverband übergegangene Sonderrecht für eine Anzahl von Schulſtellen 
aus § 43 eine Schulkinderzahl zugrundezulegen, wie fie am 15. September 1920 in dem 
verkleinerten oder aufgehobenen Schulverbande (Schulgemeinde) auf die gleiche Zahl von 
Schulſtellen entfiel. 
Bei einer Vermehrung der Schulſtellen ohne Vermehrung der Schulkinderzahl iſt im 
Falle von Nr. II und III die geſamte am 15. September 1920 in dem aufgehobenen 
Schulverbande vorhanden geweſene Zahl von Schulſtellen, ſoweit ſie ſich nicht bis zur 
Eingemeindung etwa vermindert hat, mit in Rückſicht zu ziehen. 5 
e) Tritt ſpäter nach der Eingemeindung eine Verminderung der Schulkinderzahl ein, welche 
für die nach § 43 bevorrechteten Schulſtellen in Betracht kommt, ſo vermindert ſich die 
bevorrechtete Schulſtellenzahl auf die Stellenzahl, die erforderlich wäre, wenn für je 
40 Kinder eine Stelle vorhanden wäre. 


= 


$ 45. 
Zur Aufbringung des durch den Staatsbeitrag und die eigenen Einnahmen nicht gedeckten 
Bedarfs der Landesſchulkaſſe find die Schulverbände (Schulgemeinden) verpflichtet. 
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§ 46. 


00 Der Bedarf iſt auf die ee, (Schulgemeinden) wie folgt zu verteilen: 


1 
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Von den Schulverbänden (Schulgemeinden), in denen Schulftellen vorhanden find, für die 
ein Staatsbeitrag nicht gezahlt wird, iſt für jede dieſer Stellen als Beitrag einzuziehen: 
a) der nach §§ 42, 43 und 44 errechnete Betrag des Lehverdienſteinkommens einſchließlich 
der Kinderbeihilfen und des Ausgleichszuſchlags; 
b) ein Zuſchlag von 20 vom Hundert zu dem nach a errechneten Dienſteinkommen. 


Schulverbände (Schulgemeinden), in denen | ($ 16) gewährt werden, haben 
an die Landesſchulkaſſe zu zahlen: 
a) den Betrag der im Laufe des Rechnungsjahrs in ihnen zu zahlenden Stellenzulagen; 
b) einen Zuſchlag von 20 vom Hundert zu dem nach a errechneten Betrage. 


Schulverbände (Schulgemeinden), in denen Stellen vorhanden find für lebenslänglich 
angeſtellte Leiter (Leiterinnen) von Schulen mit drei oder mehr Lehrkräften und weniger 
als ſechs aufſteigenden Klaſſen, ausſchließlich der Volksſchulen für körperlich oder geiſtig 
nicht normal veranlagte Kinder, oder Stellen für vollbeſchäftigte Lehrer (Lehrerinnen) zum 
Unterrichte an mit einer Volksſchule verbundenen gehobenen Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem, 
Lehrziel) oder Stellen für Lehrer (Lehrerinnen), die an beſonderen Veranſtaltungen der 
Volksſchule für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder vollbef ſchäftizt ſind, 
haben für jede dieſer Stellen an die Landesſchulkaſſe jährlich zu zahlen: 


a) einen Betrag von 25 000 Mark jährlich mit dem einem ſolchen Sepalisteng Be 
ſprechenden Ausgleichszuſchlage; 8 
b) einen Zuſchlag von 20 vom Hundert zu dem nach a errechneten Betrage. 


Schulverbände (Schulgemeinden), in denen Stellen für lebenslänglich angeſtellte Leiter 


(Leiterinnen) bezw. Konrektoren (Konrektorinnen) von Schulen mit ſechs oder mehr auf— 
ſteigenden Klaſſen und Stellen für Leiter (Leiterinnen) von Volksſchulen für körperlich oder 
geiſtig nicht normal veranlagte Kinder mit vier oder mehr aufſteigenden Klaſſen vorhanden 
ſind, haben an die Landesſchulkaſſe zu zahlen: | 


a) den Unterſchiedsbetrag, welchen der Stelleninhaber (die Stelleninhaberin) gegenüber 
einer Beſoldung als Lehrer (Lehrerin) in Gruppe 1 mehr erhält, vermindert um 
einen Betrag von 8 400 Mark jährlich mit dem auf dieſe danach ſich ergebende 
Summe entfallenden Ausgleichszuſchlag; 


b) einen Zuſchlag von 20 vom Hundert zu dem nach a errechneten Betrage. 


Schulverbände, deren Lehrer (Lehrerinnen) einen höheren Ortszuſchlag als den der niedrigſten 


Ortsklaſſe erhalten, haben für jede Stelle, die nicht zu denen unter 1 gehört, einen be— 
ſonderen Beitrag nebſt einem Sufehlag in Höhe des Ausgleichszuſchlags an die Yandes- 
ſchulkaſſe zu zahlen. Der beſondere Beitrag hat drei Viertel des Anterſchieds zwiſchen⸗ 
dem Ortszuſchlage der niedrigſten Ortsklaſſe und dem 1 der ak den re 
verband (Schulgemeinde) maßgebend iſt, zu betragen. 


6. Der nach Abzug der unter 1 bis 5 genannten Vorausleiſtungen und des Staatsbeitrags 
ſowie etwaiger ſonſtiger Einnahmen verbleibende Bedarf iſt, ſoweit er nicht durch die 
nach dem Ausführungsgeſetze zum Landesſteuergeſetze bereitgeſtellten Mittel gedeckt wird, 

gleichmäßig auf die übrigen Schulſtellen zu verteilen und von den Schulverbänden (Shut 
gemeinden) nach der Zahl ihrer Lehrer- und Lehrerinnenſtellen unter Fortlaſſung der unter 1 
berückſichtigten Schulſtellen zu entrichten. Bei der Verteilung auf die Ae e ſind 
die Lehrerinnenſtellen nur mit je neun Zehntel in Anſatz zu bringen. 


(2) Außer Betracht bleiben neuerrichtete Stellen, bis dieſe durch eine beſondere Lehrkraft 
verſehen werden. 

SAT, 

(1) Der Staat zahlt an jeden Schulverband und an jeden Unterhaltsträger öffentlicher mittlerer 
Schulen für jedes am 1. Mai des Vorjahres die Volksſchule beziehungsweiſe eine öffentliche mittlere 
Schule beſuchende ee Kind einen auf volle Mark nach unten abgerundeten, durch hundert 
ohne Reſt teilbaren Betrag GBeſchulungsgeld), deſſen Höhe alljährlich von dem Unterrichtsminiſter 
in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter feffzufegen iſt. Beſtehen jedoch in einem Schulverbande 
(einer Schulgemeinde) weniger Schulſtellen, als für je 60 Kinder erforderlich ſind, ſo wird das 
Beſchulungsgeld nur bis zur Höchſtzahl von 60 Schulkindern für je eine Schulſtelle gezahlt. Der 
für die überſchießende Schulkinderzahl nicht zur Auszahlung gelangende Betrag an Beſchulungsgeld 
tritt dem in dieſem Paragraphen Abſ. 3 vorgeſehenen beſonderen Ergänzungszuſchußfonds von 
ſechs Milliarden Mark hinzu. 

(2) Schulkinder, welche aus einem Schulverbande gaſtweiſe der Schule eines anderen Schul— 
verbandes für alle Unterrichtsfächer zugewieſen find. (§ 5 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 
28. Juli 1906, Geſetzſamml. S. 335), find dem Schulverbande anzurechnen, zu dem fie an ſich gehören. 


(3) Der Geſamtbetrag des Beſchulungsgeldes einſchließlich des im § 49 Abf. 1 vorgeſehenen 
beſonderen Ergänzungszuſchußfonds von drei Milliarden Mark und einſchließlich des nach § 43 zu 
zahlenden beſonderen Staatsbeitrages für die am 15. September 1920 mehr vorhandenen Schul— 
ſtellen ſoll zuzüglich der ſonſtigen für perſönliche und ſächliche Volksſchulzwecke zur Verfügung zu 
ſtellenden Ergänzungszuſchüſſe von ſechs Milliarden Mark in den einzelnen Jahren die Hälfte des 
tatſächlichen Lehrerdienſteinkommens, zu dem der Staat einen Beitrag zahlt (§ 41), erreichen, aber 


nicht überſteigen. Dem Ergänzungszuſchußfonds von ſechs Milliarden Mark tritt ferner der Be 


trag hinzu, der infolge der Abrundung des Beſchulungz geldes auf eine a hundert ohne Reſt 
teilbare Zahl nicht zur Verteilung gelangt. 


(1) Dem Landtage iſt jährlich eine Überſicht uber die Werbeilung der Erzänzungszuſchüſſe 
vorzulegen. 
9 48. 


(1) In Geſamtſchulverbänden iſt der für die Schulkinder des Verbandes gezahlte Betrag den 


einzelnen zum Geſamtſchulverbande gehörigen Gemeinden (Gutsbezirken) unter Anrechnung auf ihre 
an 2 Verband zu leiftenden Zahlungen zu überweiſen. 


2) Findet in den Gutsbezirken eine Unterverteilung auf Grund eines Statuts gemäß § 8 
des Web ſtatt, ſo gelten die Leiſtungen der ee als 
Leiſtungen des Gutsbezirkes, mit denen aufzurechnen iſt. 
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) In Schulgemeinden wird die Art und Weiſe der Anrechnung der Schulleiſtungen der 
Beitragspflichtigen auf die den Gemeinden (Gutsbezirken) durch Vermittlung der Schulgemeindekaſſe 
zu überweiſenden ſtaatlichen Beſchulungsgelder durch den Unterrichtsminifter und den Finanzminiſter 
geregelt. Dieſe Befugnis kann im Einzelfalle den Schulaufſichtsbehörden übertragen werden. In 
Natur geleiſtete Dienſte (Hand- und Spanndienſte und ähnliche) find nur inſoweit gegenzurechnen, 
als an ihre Stelle Varleiſtungen getreten ſind. 

) Werden einem Geſamtſchulverbande Ergänzungszuſchüſſe zugunſten einzelner der ihm an- 
gehörenden Gemeinden (Gutsbezirke) gewährt, ſo hat die Anrechnung der vom Staate für die 
einzelnen Kinder gezahlten Beträge auf den Betrag zu erfolgen, den die einzelnen Gemeinden 
(Gutsbezirke) ohne Rückſicht auf den zu ihren Gunſten bewilligten Ergänzungszuſchuß zu zahlen 
haben. 

= 849. 

() Sind in einem Schulverbande mit eigener Schule weniger als 60 Schulkinder vorhanden 
oder iſt die Zahl der Schulkinder nicht ohne Reſt durch 60 teilbar und ſind in ihm mehr 
Schulſtellen vorhanden, als nötig wären, wenn der bei Teilung durch 60 übrigbleibende Reſt 
nicht vorhanden wäre, fo wird zwar ein Beſchulungsgeld für die Zahl der Schulkinder, die an 
60 oder der nächſthöheren durch 60 teilbaren Zahl fehlt, nicht gezahlt; der Staat ſtellt indeſſen 
zur Gewährung von Ergänzungszuſchüſſen einen Betrag in Höhe des Beſchulungsgeldes zur Ver— 
fügung. Die Geſamtſumme der auf Grund dieſer Beſtimmungen zur Verfügung zu ſtellenden 
Ergänzungszuſchüſſe darf die Summe von drei Milliarden Mark nicht überſteigen. a 

(2) Sind in einem Schulverbande Schulen verſchiedener Bekenntniſſe auf Grund geſetzlicher 
Beſtimmung vorhanden, ſo erfolgt die Feſtſtellung der für die Höhe des Ergänzungszuſchuſſes 
maßgebenden Zahl beſonders für die Schulen der verfchiedenen- Bekenntniſſe. f 


N § 50. 15 ba 
() Die nach den §§ 41, 42, 43, 44, 46 und 47 fälligen Beträge ſind vierteljährlich im 
voraus zu zahlen. Soweit die Beiträge der Schulverbände (Schulgemeinden) bis zum Fälligkeits⸗ 
termin nicht eingezahlt ſind, ſind ſie von dieſem Tage an mit 5 vom Hundert zu verzinſen. 
Die Zinſen ſind zugleich mit den Beiträgen zu entrichten. 8 
(2) Solange der Verteilungsplan der Landesſchulkaſſe für die Zahlung der Beiträge der 
einzelnen Schulverbände (Schulgemeinden) noch nicht genehmigt und nicht veröffentlicht iſt, ſind 
vorbehaltlich der endgültigen Regelung nach Veröffentlichung des Verteilungsplans die Beiträge 
nach den Sätzen des vorhergehenden Jahres an die Landesſchulkaſſe zu zahlen: 


VIII. Lehreranſtellung. 
5 851. 
Anſtellung der Lehrer und Lehrerinnen. i a 
ö) Die Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen Volksſchulen werden von der Schulaufſichts⸗ 


behörde aus der Zahl der Befähigten unter Ausfertigung der Ernennungsurkunde für den Schul⸗ 
verband angeſtellt. N f a 
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(2) In Schulverbänden mit mehr als 25 Schulſtellen wird ein Drittel der Stellen unmittelbar 
durch die Schulaufſichtsbehörde neu beſetzt; für zwei Drittel ſteht dem Schulverbande das Wahl— 


recht zu. Freie Schulſtellen ſind in ee Folge von der „ und dem 
Schulverbande zu beſetzen. 


(3) Das Wahlrecht wird ausgeübt: 
I. in Gemeinden, die einen eigenen Schulverband bilden, durch den Gemeindevorſtand nach 


Anhörung der Schuldeputation oder des Schulvorſtandes und der etwa vorhandenen Schul- 


kommiſſion, beim Vorhandenſein mehrerer Schuülkommiſſionen nad). Anhörung derjenigen, 
für deren Schule die Anſtellung zunächſt erfolgen ſoll. In den Orten, wo ein kollegialer 
Gemeindevorſtand nicht beſteht, wird das Wahlrecht durch die Schuldeputation (Schulvorſtand) 
ausgeübt; 


2. in ſolchen Gutsbezirken und Geſamtſchulverbänden, auf welche die Beſtimmungen der 
§§ 8 Abſ. 1 und 50 Abſ. 9 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes zutreffen, durch den Guts— 
beſitzer nach Anhörung des Schulvorſtandes; 


3. in den übrigen Schulverbänden durch den Schulvorſtand a § 57 des 
Volksſchulunterhaltungsgeſetzes). 


(4) Die Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch die Schulaufſichtsbehörde und werden 


von ihr unter Ausfertigung der Ernennungsurkunde für den Schulverband angeſtellt. Die Be⸗ 
ſtätigung darf nur aus erheblichen Gründen verſagt werden. 


(6) Verſagt die Schulaufſichtsbehörde die Beſtätigung, fo fordert fie zu einer neuen Wahl 
auf und beſtimmt eine Friſt dafür. 


(6) Das Wahlrecht erliſcht, wenn die Friſt nicht innegehalten wind oder wenn die Schul- 


aufſichtsbehörde zum zweiten Male die Beſtätigung verſagt. Die Schulaufſichtsbehörde nimmt - 


dann die Anſtellung für den Schulverband vor. 


(7) In den Schulverbänden mit 8 bis 25 Schulſtellen bleibt es für zwei Drittel der Schul: 
ſtellen bei dem in den §§ 58 bis 61 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes beſtimmten Verfahren. 


(s) Wenn die Anſtellung der Lehrer (Lehrerinnen) unmittelbar durch die Schulaufſichtsbehörde 
erfolgt, ſo iſt vor der Anſtellung in Schulverbänden, in denen eine Schuldeputation beſteht, der 
Schuldeputation, in den übrigen Schulverbänden dem Schulvorſtande Gelegenheit zu einer Außerung 
zu geben. Beſtehen Schulkommiſſionen, ſo iſt auch die Schulkommiſſion zu hören, für deren 
Schule die Anſtellung zunächſt erfolgen ſoll. Soll im Einzelfalle eine von der Außerung der 
örtlichen Schulbehörde abweichende Beirbung, er folgen, ‚fo tft. dem Schulverband ein mit Gründen 
verſehener Beſcheid mitzuteilen. 


(0) Erfolgt die Anſtellung durch Verſetzung, fo fällt die Anhörung der Schuldeputationen, 
Schulvorſtände und Schulkommiſſionen weg. Die Anſtellung erfolgt jedoch unter Anrechnung auf 
die ſonſt der Schulaufſichtsbehörde zufallenden Stellenbeſetungen. Bei Verſetzung aus einem 
Schulverband in einen anderen wird eine Vergütung für Umzugskoſten aus der Landesſchulkaſſe 
| gewährt ($ 32). y 
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{io Wo nach den geſetzlichen Beſtimmungen mit dem Schulamt ein kirchliches Amt noch 
vereinigt iſt, wird an dem bestehenden Rechte hinſi chtlich der u Ki dem N Ainte 
nichts geändert. € 

(1) Das Verfahren bei Verwendung nicht voll- oder . e IT 
ordnet eine Anweiſung des Be 


en IX. Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften. 
952. 
Wo in Geſetzen, Verordnungen oder ſonſtigen Vorſchriften auf die Beſtimmungen des Geſetzes 


über das Dienſteinkommen der Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen Volksſchulen vom 26. Mai 1909 
(Geſetzſamml. S. 93) verwieſen iſt, treten an ihre Stelle die Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 


N 53. 

) Aufgehoben werden die Verpflichtungen des Fiskus, Schulunterhaltungskoſten auf Grund 
enden Rechtstitel oder beſonderer gefetzlicher Vorſchrift oder Ortsbeſtimmung ( (Ortsverfaſſung, 
Obſervanz, Gewohnheitsrecht, Herkommen) zu tragen und Schulſtellen mit Land auszuſtatten. 
Ausgenommen davon ſind die Verpflichtungen zum Bau und zur Unterhaltung von Gebäuden für 
Schulzwecke und die Verpflichtungen, die der Fiskus in ſeiner Eigenſchaft als kirchlich 1 
für unmittelbar miteinander verbundene Kirchen- und Schulſtellen hat. 


9 Die Verpflichtungen ſonſtiger Dritter auf Grund beſonderer Rechtstitel bleiben nieht 


8 
ö) Dieſes Geſetz hat rückwirkende Kraft vom 1. April 1920 ab. ö 
(2) Die Gehaltsregulative, Ordnungen und Feſtſetzungen find bei Bedarf nach diefen Geſeze 
neu zu geſtalten. 
(3) Das Beſoldungsdienſtalter iſt nach den §8§ 3 ff. neu feſtzuſetzen. Die Feſtſetzung iſt 
den Lehrern (Lehrerinnen) ſchriftlich mitzuteilen. . 5 f | 


128 Ber 9.855 

Die am 1. April 1920 im Dienſte befindlichen endgültig angefteltten Lehrer (Lehrerinnen) mit 
einer anrechnungsfähigen Dienſtzeit von mehr als ſieben Jahren werden in die Beſoldungsgruppen 
mit derjenigen Gehaltsſtufe eingereiht, die ihrem nach den §9 3 ff. dieſes Geſetzes feſtgeſetzten 
Beſoldungsdienſtalter in der Stelle eutſpricht, die fie am 1. April 1920 bekleiden. Für Lehrer 
(Lehrerinnen), die zum 1. April 1920 in eine Stelle der Gruppe 2 oder der Gruppe 3 aufrücken, 
wird das Beſoldungsdienſtalter unter Berückſichtigung des § 4 ſo feſtgeſetzt, als wenn Al erſt im 
ie des J. April: 1920. in die neue Stelle eingerückt wären. 


5 56; 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, nürentlich das Geſet über das Dienst 
einkommen der Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen N vom 26. 2 1909 (Geſetz⸗ 


ErBlae 


ſamml. S. 93), das Geſetz, betreffend die Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen, vom 23. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 194) und die §8 19, 20, 21 
und 23 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes, ebenſo die § 49 Abſ. 3 und 4, §§ 50 und 51 des 
Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 (Geſetzſamml. 
S. 123) treten außer Kraft. Ebenſo wird das vorläufige Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz 
(Motgejeb) vom 7. Mai 1920 (Geſetzſgamml. S. 264) aufgehoben. 


857 

Sof, 

Der $ 14 Abſ. 1 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes wird dahin abgeändert, daß die von 

den Schulverbänden mit 25 oder weniger Schulſtellen alljährlich anzuſammelnden Baubeiträge 
auf 2500 Mark für jede planmäßige Lehrerſtelle des Schulverbandes erhöht werden. 


$.58. 

() Vom 1. Januar 1921 ab haben die Schulverbände (Schulgemeinden) in Anrechnung auf 
die von ihnen nach dem Verkeilungsplane der Landesſchulkaſſe für das Rechnungsjahr 1920 zu 
leiſtenden Zahlungen einen Betrag von 300 Mark für die planmäßige Lehrerſtelle und von 
270 Mark für die planmäßige Lehrerinſtelle für das Vierteljahr Januar bis März 1921 zu leiſten. 
Soweit die Leiſtung nicht bis zum 1. Februar 1921 erfolgt, iſt ſie von dieſem Tage ab mit 
5 vom Hundert zu verzinſen. Die Zinſen ſind zugleich mit den Beiträgen zu entrichten. Die 
bisher angewieſenen Staatsbeiträge, Staatszuſchüſſe, laufenden Ergänzungszuſchüſſe und die Leiſtungen 
des Fiskus für das Schulamt auf Grund beſonderen Rechtstitels kommen ebenſo wie die bis⸗ 
herigen Beiträge der Schulverbände (Schulgemeinden) zu den Grundgehältern (Beſoldungen) der 
Lehrer (Lehrerinnen) und zu den Volksſchullehrer⸗Alterszulage-, Ruhegehalts⸗ und Witwen- und 
Waiſenkaſſen in Wegfall. 

(2) Sofern es erforderlich iſt, können bis zur erſtmaligen Feſtſtellung eines Verteilungsplanes 
der Landesſchulkaſſe der Unterrichtsminiſter und der Finanzminiſter unter Zuſtimmung des Kaſſen⸗ 
anwalts Beitragsſätze beſtimmen, die als Sätze des vorhergehenden Jahres im Sinne der Vorſchrift 
des § 50 Abſ. 2 des Geſetzes zu gelten haben. 5 

(3) Die im § 46 Ziffer 3 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) haben auf die Seit - 
vom 1. Januar 1923 bis zum 31. März 1924 für jede dort genannte Schulftelle einen Beitrag von 
jährlich 100 000 Mark nebſt einem Zuſchlage von 20 vom Hundert und die in Ziffer 4 bezeich⸗ 
neten Schulverbände (Schulgemeinden) für jede daſelbſt genannte Schulſtelle auf den gleichen Seit- 
raum einen Beitrag von 120 000 Mark nebſt einem Zuſchlage von 20 vom Hundert an die 
Landesſchulkaſſe an Stelle der geſetzlichen Vorausleiſtung zu zahlen. 


8 59. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Anterrichtsminiſter, der Finanzminiſter und 
der Miniſter des Innern beauftragt. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſterlums. — Berlin, gedruckt in der Neichdruder:i, 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


